
Information zur Datenverarbeitung im Mandatsverhältnis (gem. Art. 13 und 14 DSGVO)

Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist, je nach Mandatsvertrag oder Vollmacht:
entweder die Steinhausen Strafverteidiger Rechtsanwälte PartG mbB, Hülskensweg 54, 47447 Moers,
oder der persönlich mandatierte Berufsträger, Stephanie Steinhausen/ Gregor R. Steinhausen, erreichbar
unter der Kanzleianschrift.
Für alle Datenschutzanfragen erreichen Sie uns unter: info@kanzlei-steinhausen.de oder Telefon 02841-
6040.
Ein Datenschutzbeauftragter ist nicht bestellt, da eine gesetzlichen Verpflichtung hierfür nicht vorliegt. 

Wir verarbeiten Ihre Daten zur ordnungsgemäßen Durchführung des Mandats. Dies umfasst insbesondere:
die anwaltliche Beratung und Vertretung,die Korrespondenz mit Ihnen und Dritten (Gerichte, Behörden,
Gegner), die Akten- und Fristenführung sowie die Kanzleiorganisation, die Abrechnung unserer Tätigkeit, die
Erfüllung unserer gesetzlichen und berufsrechtlichen Pflichten. Die Verarbeitung stützt sich auf folgende
Rechtsgrundlagen: Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO (Erfüllung des Anwaltsvertrags). Art. 6 Abs. 1 lit. c) DSGVO
(Erfüllung rechtlicher Pflichten, z.B. Aufbewahrungsfristen). Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO (Wahrung unserer
berechtigten Interessen, z.B. an der Durchsetzung von Honorarforderungen). Art. 9 Abs. 2 lit. f) DSGVO bei
der Verarbeitung besonderer Datenkategorien (z.B. Gesundheitsdaten) zur Geltendmachung, Ausübung oder
Verteidigung von Rechtsansprüchen. Art. 10 DSGVO bei der Verarbeitung von Daten über strafrechtliche
Vorwürfe oder Verurteilungen im Rahmen der anwaltlichen Tätigkeit.

Wir verarbeiten insbesondere: Stamm- und Kontaktdaten, Kommunikations-, Mandats- und
Verfahrensdaten, Akteninhalte sowie je nach Mandat auch sensible Angaben (z.B. zu Gesundheit, Finanzen
oder strafrechtlichen Sachverhalten).
Diese Daten erhalten wir primär von Ihnen. Soweit für das Mandat erforderlich, erheben wir Daten auch bei
Dritten (z.B. Gerichten, Behörden, Staatsanwaltschaften, Registern, Zeugen oder Sachverständigen). Die
Bereitstellung der mandatsrelevanten Daten ist für eine ordnungsgemäße Bearbeitung erforderlich.

Eine Datenübermittlung erfolgt nur, soweit dies mandatsbezogen oder gesetzlich erforderlich ist, z.B. an
Gerichte, Behörden, Verfahrensgegner und deren Vertreter, Versicherungen oder Gerichtsvollzieher.
Zudem setzen wir für eine effiziente und sichere Kanzleiorganisation spezialisierte Dienstleister
(Auftragsverarbeiter gem. Art. 28 DSGVO) ein. Dabei wird die anwaltliche Verschwiegenheit stets gewahrt.
IT- und Kanzleisoftware: Wir nutzen technische Dienstleister für Aktenführung, Kommunikation und
Datenspeicherung. KI-gestützte Assistenzsysteme: Zur unterstützenden Analyse und Strukturierung von
Dokumenten können Systeme wie JUPUS oder Pylehound eingesetzt werden. Diese dienen ausschließlich
als anwaltliches Arbeitsmittel. Es findet keine automatisierte Entscheidung über Sie statt; die rechtliche
Bewertung und Verantwortung verbleibt vollumfänglich bei uns als Ihren Berufsträgern. Datenübermittlung
in Drittländer: Sofern Dienstleister Daten außerhalb der EU/des EWR verarbeiten (z.B. in den USA), geschieht
dies nur unter Einhaltung der gesetzlichen Voraussetzungen (z.B. auf Basis von EU-
Standardvertragsklauseln und zusätzlichen Schutzmaßnahmen), um ein angemessenes Datenschutzniveau
sicherzustellen.

Wir speichern Ihre Daten für die Dauer des Mandats. Nach dessen Beendigung werden die Handakten gemäß
§ 50 BRAO für sechs Jahre aufbewahrt. Für steuer- und buchhaltungsrelevante Unterlagen gelten längere
Fristen von bis zu zehn Jahren. Eine darüber hinausgehende Speicherung erfolgt nur, wenn dies zur
Verteidigung oder Geltendmachung von Rechtsansprüchen erforderlich ist.

Sie haben bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen das Recht auf: Auskunft (Art. 15 DSGVO),
Berichtigung (Art. 16 DSGVO), Löschung (Art. 17 DSGVO), Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO),
Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO), Widerspruch gegen die Verarbeitung, wenn diese auf unseren
berechtigten Interessen beruht (Art. 21 DSGVO).

Sie haben das Recht, sich bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde zu beschweren. Zuständig ist
insbesondere die: Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen
Kavalleriestr. 2–4, 40213 Düsseldorf | E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de
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